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2.	 im Anschluss der erfolgreiche Abschluss berufsbegleitender 
Studien, und zwar
a)	 für das Lehramt an Grundschulen nach § 2 Absatz 2 Num-

mer 1 bei ausreichendem Studienumfang in nur einem Fach, 
Studien in zwei weiteren Fächern oder einem Fach und zwei 
sonderpädagogischen Fachrichtungen und

b)	 für das Lehramt an Integrierten Sekundarschulen und Gym-
nasien oder an beruflichen Schulen nach § 2 Absatz 2 Num-
mer 2 oder 3 Studien in einem weiteren Fach oder zwei son-
derpädagogischen Fachrichtungen.

In der Rechtsverordnung nach Absatz 4 kann vorgesehen werden, 
dass bei Vorliegen von Unterrichtserfahrung auf die Teilnahme an 
den pädagogischen Qualifizierungsmaßnahmen gemäß Satz 1 Num-
mer 1 verzichtet werden kann. Die berufsbegleitenden Studien ver-
mitteln die gemäß den §§  1 und 5 für ein Lehramt vorgesehenen 
Kenntnisse in dem jeweiligen Fach oder der sonderpädagogischen 
Fachrichtung einschließlich der Fachdidaktik und führen nach er-
folgreichem Abschluss des anschließenden berufsbegleitenden Vor-
bereitungsdienstes zum Erwerb einer Lehramtsbefähigung gemäß 
§ 10 Absatz 1 Satz 3. Sie dauern in der Regel insgesamt zwei Jahre 
und werden von der für das Schulwesen zuständigen Senatsverwal-
tung oder von einer von dieser beauftragten landeseigenen Einrich-
tung angeboten. Hochschulen können mit der Durchführung der 
berufsbegleitenden Studien in einzelnen oder allen Fächern beauf-
tragt werden. Eine Lehrkraft hat diese Studien erfolgreich abge-
schlossen, wenn sie die studienbegleitenden Leistungsnachweise 
erbracht und die abschließenden Prüfungsleistungen der Module be-
standen hat. Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung 
richtet einen Prüfungsausschuss ein.

(4) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird 
ermächtigt, das Nähere über die berufsbegleitenden Maßnahmen zur 
Deckung des Lehrkräftebedarfs durch Rechtsverordnung zu regeln, 
insbesondere
1.	 den unmittelbaren Zugang zum berufsbegleitenden Vorberei-

tungsdienst gemäß Absatz 2 Satz 1 und 2,
2.	 die Möglichkeit, bei Vorliegen der Voraussetzungen für eine un-

mittelbare Aufnahme in den berufsbegleitenden Vorbereitungs-
dienst nach Absatz  2 den berufsbegleitenden Vorbereitungs-
dienst bis zu sechs Monate nach der Einstellung aufzunehmen 
und in dieser Zeit an pädagogischen Qualifizierungen teilzuneh-
men,

3.	 den Umfang und die Durchführung der pädagogischen Qualifi-
zierungsmaßnahmen gemäß Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 sowie 
die Gründe, bei deren Vorliegen die für das Schulwesen zustän-
dige Senatsverwaltung diese Qualifizierung vorzeitig beenden 
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Lehrkräftebildungsgesetzes

§ 12 des Lehrkräftebildungsgesetzes vom 7. Februar 2014 (GVBl. 
S.  49), das zuletzt durch Artikel  6 des Gesetzes vom 10. Februar 
2023 (GVBl. S. 66) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„§ 12 
Berufsbegleitende Maßnahmen zur Deckung 

des Lehrkräftebedarfs
(1) Stehen in einschlägigen Fächern nicht genügend Bewerberin-

nen und Bewerber mit einer Lehramtsbefähigung (§  10 Absatz  1 
Satz  3) zur Verfügung, können zur Deckung dieses Lehrkräftebe-
darfs eingestellte oder einzustellende Lehrkräfte zum berufsbeglei-
tenden Vorbereitungsdienst zugelassen werden, wenn ein lehramts-
bezogener Master of Education, eine Erste Staatsprüfung oder ein 
Diplom-, Master- oder Magisterabschluss in einem dieser Fächer 
vorliegt, der oder die an einer Universität, Kunsthochschule oder 
Hochschule für angewandte Wissenschaften erworben wurde. Die 
für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung veröffentlicht die 
Fächer, in denen nicht genügend Bewerberinnen und Bewerber zur 
Deckung des Lehrkräftebedarfs zur Verfügung stehen. Sie kann in 
Einzelfällen weitere Fächer für die Zulassung berücksichtigen. Der 
Masterabschluss nach Satz 1 muss in einem akkreditierten Studien-
gang erworben worden sein, soweit er nicht an einer Universität er-
worben wurde. Der Diplom- oder Magisterabschluss nach Satz  1 
muss einem Masterabschluss gleichwertig sein.

(2) Zum berufsbegleitenden Vorbereitungsdienst gemäß Absatz 1 
können Bewerberinnen und Bewerber unmittelbar zugelassen wer-
den, wenn sich in dem Studium, das der Zulassung gemäß Absatz 1 
Satz 1 zugrunde liegt, oder einem anderen Hochschulstudium auf 
Grund einer Bescheinigung des Prüfungsamtes der Hochschule, die 
sich auf Leistungsnachweise in diesem Studium bezieht, ein zweites 
Fach mit angemessenem Studienumfang feststellen lässt. Der not-
wendige Studienumfang des zweiten Faches wird durch Rechtsver-
ordnung nach Absatz 4 bestimmt.

(3) Reicht der gemäß Absatz 2 Satz 1 festgestellte Studienumfang 
des zweiten Faches nicht aus, setzt die Zulassung zum berufsbeglei-
tenden Vorbereitungsdienst nach Absatz 1 voraus:
1.	 die erfolgreiche Teilnahme an pädagogischen Qualifizierungs-

maßnahmen, die in der Zeit zwischen der Einstellung als Lehr-
kraft und dem Beginn der berufsbegleitenden Studien, in der 
Regel höchstens während der Dauer eines Schuljahres, stattfin-
den und eine pädagogische Anleitung und Begleitung beinhal-
ten,
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kann, und die Voraussetzungen, unter denen an diesen Qualifi-
zierungsmaßnahmen  erfolgreich teilgenommen wird,

4.	 die Voraussetzungen, unter denen gemäß Absatz 3 Satz 2 auf die 
Teilnahme an den pädagogischen Qualifizierungsmaßnahmen 
gemäß Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 verzichtet werden kann,

5.	 den Umfang und die Durchführung der berufsbegleitenden Stu-
dien gemäß Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 sowie die studienbeglei-
tenden Leistungsnachweise und abschließenden Prüfungsleis-
tungen der Module, die gemäß Absatz  3 Satz  6 für einen 
erfolgreichen Abschluss der berufsbegleitenden Studien zu er-
bringen und zu bestehen sind,

6.	 die Möglichkeiten der Wiederholung der abschließenden Prü-
fungsleistungen der Module, die gemäß Absatz 3 Satz 6 für ei-
nen erfolgreichen Abschluss der berufsbegleitenden Studien zu 
bestehen sind,

7.	 die Möglichkeit, bei Unterbrechungen die pädagogischen Quali-
fizierungsmaßnahmen gemäß Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder 
die berufsbegleitenden Studien gemäß Absatz  3 Satz  1 Num-
mer 2 zu verlängern,

8.	 die für eine Beauftragung als Dozentin oder Dozent und Prüfe-
rin oder Prüfer der berufsbegleitenden Studien gemäß Absatz 3 
Satz 1 Nummer 2 erforderlichen Qualifikationen,

9.	 die Berufung, Zusammensetzung und Aufgaben des Prüfungs-
ausschusses gemäß Absatz 3 Satz 7,

10.	die Evaluation der berufsbegleitenden Studien.
(5) Wurde vor Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Änderung 

des Lehrkräftebildungsgesetzes vom 11. Juli 2023 (GVBl. S. 258) 
für berufsbegleitende Studien nach erfolgreichem Abschluss eine 
Bescheinigung erteilt oder wurde für Module der berufsbegleiten-
den Studien gemäß dem jeweiligen Fachcurriculum die erfolgreiche 
Teilnahme auf Grund eines Leistungsnachweises bestätigt, werden 
die Studien oder Module auf die berufsbegleitenden Studien gemäß 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 angerechnet.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 11. Juli 2023

Die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin
Cornelia  S e i b e l d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Kai  W e g n e r


